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Meine Mutter kommt aus Finnland,
der Heimat von Nokia. Früher kauf-
te man seine Gummistiefel bei No-
kia, jetzt sind es Handys. Böse kapi-
talistische Handys. Böse? Nokia
denkt wie jedes andere internatio-
nale Großunternehmen rein global.
So zieht die Globalisierungskarawa-
ne jetzt also weiter nach Rumänien.
Uns stellt sich bei dem ganzen
scheinheiligen Geschrei die Frage,
wer bei der Aushandlung des Ver-
trages zur Auszahlung von Förder-
geldern geschlafen hat. Außerdem:
Im Grunde passen sich die Unter-
nehmen nur den Kunden an. Mit
geilem Geiz saubillig einkaufen. So
lautet unsere globalisierte Kaufde-
vise. Bei einem Massenprodukt in
deutscher Produktion kann das nur
schiefgehen. Am schlimmsten ist
saubillig allerdings dann, wenn die
lustige Werbesau des Mediamark-
tes bei uns als Billigsalami auf dem
Brot landet. Kann ein solches Vieh
in der Massentierhaltung wirklich
lustig sein?

Finnland ist außerdem dieses kleine,
böse Land, wo neue Atomkraftwer-
ke gebaut werden. Wir in Deutsch-
land sind das große, gute Land, in
dem die Atomkraftwerke abge-
schaltet werden. Stattdessen bauen
wir in den nächsten Jahren über 30
neue Kohlekraftwerke. Ach ja, und
gleichzeitig sind wir auch noch die
guten, großen Klimaschützer. Wie
passt das eigentlich zusammen? Ich
habe eine doppelte Staatsbürger-
schaft, bin also auch Finne, obwohl
ich kein Wort Finnisch spreche. Das
spielt aber keine Rolle, weil die Fin-
nen ohnehin nicht viel reden. Ich
finde das sehr angenehm. Kürzlich
war ich bei dem Besuch der finni-
schen Staatspräsidentin zu einem
kleinen Empfang eingeladen. Die
Veranstaltung war wie ein beleben-
der Besuch der finnischen Sauna.
Bei uns sagt jeder Politiker nicht
das, was er denkt, sondern das, was
seine Partei von ihm erwartet. Die
finnische Präsidentin hingegen
sprach frei von der Leber weg.

Entsprechend unkonventionell verlief
der Empfang, bei dem sie Hand in
Hand mit einer Freundin das Essen
inspizierte und alle möglichen Gäs-
te offen und unkompliziert an-
sprach. Die Konformität unserer
Politiker dagegen versprüht nur
noch Langeweile. Es fehlen die
Wehners, Strauß und andere. Da ist
mir jemand wie Dirty Harry
(Schmidt) mit seiner politischen
Unkorrektheit lieber: „Kauft nicht
bei Finnen!“ Auch wenn ich natür-
lich immer wieder ein Nokia-Han-
dy kaufen werde.

Ernst Freiherr v. Münchhausen, 
Jahrgang 1966, ist Rechtsanwalt in 
der Kanzlei Cramer v. Clausbruch
Steinmeier und Cramer in Berlin

Meine Woche

Böse
Finnen?
Die Causa Nokia: 
Scheinheiliges Geschrei,
geiler Geiz und wohltuende
Schweigsamkeit 

Ernst von Münchhausen

WIESBADEN – Der amtierende hes-
sische Ministerpräsident Roland
Koch (CDU) hat Neuwahlen als
Ausweg aus der verfahrenen Lage
im Hessischen Landtag ausge-
schlossen. „Wir können dem Wäh-
ler nicht sagen: Wählt so lange, bis
es uns Politikern gefällt. Aus heuti-
ger Sicht sind Neuwahlen undenk-
bar“, sagte Koch der „Bild“-Zeitung.
Mit Blick auf eine mögliche große
Koalition sagte Koch, er wisse, dass
sich die SPD mit seiner Person
schwertue. Allerdings sollte sich
keine Partei in die Personalien einer
anderen einmischen. In dem Inter-
view forderte Koch die hessische
SPD auf, sich über ein Zusammen-
gehen mit der Linkspartei im Land-
tag rasch und abschließend klar zu
werden. „Mit den Kommunisten ja
oder nein – darüber muss sich die
SPD jetzt langsam klar werden.
Hessen kann nicht endlos warten,
deshalb haben wir als CDU auch an
die Grünen Signale gesendet“, wird
Koch zitiert. Die hessische SPD-
Vorsitzende Andrea Ypsilanti, die
wie der Amtsinhaber Anspruch auf
Bildung der neuen Landesregierung
erhebt, hat eine Koalition mit der
Linken ebenso mehrfach abgelehnt
wie ein Tolerierungsbündnis. DW 

Koch schließt Neuwahlen
in Hessen trotz

Patt-Situation aus 

BERLIN/HANNOVER – Die nieder-
sächsische Fraktion der Linken hat
die frisch gewählte Landtagsabge-
ordnete Christel Wegner wegen ih-
rer Stasi-Äußerungen aus ihren ei-
genen Reihen ausgeschlossen. Die
Positionen Wegners, die Mitglied
der Deutschen Kommunistischen
Partei (DKP) ist, seien „unakzepta-
bel“, teilte die Linke Niedersachsen
gestern in einem Schreiben mit. „Ei-
nen Sozialismus ohne Rechtsstaat-
lichkeit, Demokratie und Reisefrei-
heit darf es nie wieder geben.“

Die Fraktion, die zu einer Krisen-
sitzung an einem geheim gehaltenen
Ort in Göttingen zusammengekom-
men war, habe den Ausschluss Weg-
ners einstimmig beschlossen, hieß
es weiter. Die Ausgeschlossene kün-
digte an, als fraktionslose Abgeord-
nete dem Landesparlament weiter-
hin angehören zu wollen. Die Linke
monierte dies. Wegner habe „das
Vertrauen der Gremien, die sie auf-
gestellt, und der Menschen, die sie
gewählt haben, missbraucht“, heißt

es in dem Schreiben der niedersäch-
sischen Linken-Fraktion. Sie beruft
sich auf eine Zusage Wegners, bei
politischen Differenzen zwischen
der Linken und der DKP das Mandat
zurückgeben zu wollen. Auch die
Bundesspitze der Linken forderte
Wegner zur Rückgabe ihres Man-
dats auf. „Das ist das Minimum, was
wir erwarten“, sagte der stellvertre-
tende Vorsitzende der Linken-Bun-
destagsfraktion, Wahlkampfleiter
Bodo Ramelow gestern in Berlin.
Wegner selbst reagierte mit Bedau-
ern auf ihren Ausschluss. „Ich bin
enttäuscht“, sagte sie der Deutschen
Presseagentur (dpa). Sie habe sich
nun anwaltlichen Beistand genom-
men. „Die Ereignisse überschlagen
sich gerade.“ Ein Sprecher der DKP
in Essen sagte zum Fraktionsaus-
schluss: „Wir bedauern diesen Be-
schluss.“

Die 60-jährige Wegner hatte als
DKP-Mitglied auf der Liste der Lin-
ken kandidiert und war Ende Januar
in den Landtag gewählt worden. Die

Aufregung um sie setzte ein, als sie
in einem Fernsehinterview gesagt
hatte, beim Aufbau einer neuen Ge-
sellschaftsform brauche es auch
wieder ein Organ wie den DDR-
Staatssicherheitsdienst, um „reakti-
onäre Kräfte“ abzuwehren. Zudem
hatte sie den Mauerbau verteidigt.
In den Reihen der Linken im Land-
tag hätte Wegner grundsätzlich nur
einen Gaststatus bekommen, da
nach der Parlamentsgeschäftsord-
nung nur Mitglieder derselben Par-
tei eine Fraktion bilden.

Durch die Vorgänge um Frau
Wegner gerät der Landeschef der
Linken in Niedersachsen, Diether
Dehm, immer stärker unter Druck.
Der Berliner Linken-Vorsitzende
Klaus Lederer forderte die Partei
dazu auf, sich auch kritisch mit dem
Verhalten Dehms, der dem Bundes-
tag angehört, auseinandersetzen. 

Politiker von CDU und SPD se-
hen Dehm in der Verantwortung da-
für, dass DKP-Mitglieder auf den
Linken-Listen kandidieren können,

und forderten seinen Rücktritt.
„Die Scheinheiligkeit der Verant-
wortlichen der Linkspartei ist uner-
träglich“, kritisierte der niedersäch-
sische SPD-Fraktionschef Wolfgang
Jüttner. Wer ein Mitglied der DKP
in seine Wahlliste aufnehme und
sich hinterher über Bekenntnisse
dieses Mitgliedes zu Stasi und Mau-
erbau entrüstet zeige, verkaufe die
Öffentlichkeit für dumm. Grünen-
Fraktionschef Stefan Wenzel kriti-
sierte, Dehm nehme die „orthodo-
xen Kommunisten“ weiter in
Schutz. „Das ist verlogen.“

Als Konsequenz aus den Vorgän-
gen will die Linke künftig keine Mit-
glieder anderer Parteien mehr auf
ihren Listen für Länderparlamente
kandidieren lassen. Das werde dem
Parteitag im Mai vorgeschlagen,
sagte der Westbeauftragte Ulrich
Maurer. 

Der niedersächsische CDU-Ge-
neralsekretär Ulf Thiele will das
Thema von der Landes- auf die
Bundesebene heben – und forderte
eine Debatte im Deutschen Bundes-
tag über die Stasi-Äußerungen
Wegners und den Umgang mit der
SED-Diktatur der DDR. Er griff zu-
dem den Fraktionschef der Linken
im Bundestag, Gregor Gysi, scharf
an. Dieser hatte nach den Stasi-Äu-
ßerungen angedeutet, dass der Ver-
fassungsschutz seine Finger im
Spiel und auf Wegner Einfluss ge-
nommen haben könnte. Thiele kri-
tisierte: „Jetzt ist auch Gregor Gysi
endgültig von allen guten Geistern
verlassen worden.“ Die Linke ver-
suche, „orthodoxe kommunistische

Altkader jetzt auch im Westen hof-
fähig zu machen“. 

Die Linke versucht nun, den Ein-
druck der Entschlossenheit zu er-
wecken, um den Schaden zu be-
grenzen. „Wer Unsinn redet, hat bei
uns keinen Platz“, kündigte Wahl-
kampfleiter Ramelow an. Und
Westbeauftragter Maurer pflichtete
bei: „Wer unsere Glaubwürdigkeit
beschädigt, wer Stasi und Mauer-
bau gut findet, mit dem bilden wir
keine Gemeinschaft in irgendwel-
chen Fraktionen.“ Zum Hamburger
DKP-Chef Olaf Harms, der an die-
sem Sonntag bei den Bürgerschafts-
wahlen Chancen auf einen Einzug
auf der Linken-Liste ins Parlament
besitzt, sagte Maurer, von ihm ken-
ne er keine strittigen Äußerungen.
Äußere er sich wie Wegner, hätte es
dieselben Folgen.

Ramelow mahnte seine Partei zu
Professionalität auf allen Ebenen:
„Wir spielen mittlerweile alle in der
Bundesliga.“ Besonders wichtig sei
das Wachstum im Westen. DW

Die Linke wirft Stasi-Anhängerin Wegner aus der Fraktion
Heftige Kritik an Landeschef Diether Dehm – Wahlkampfmanager Ramelow kündigt hartes Vorgehen an – Unmut über Gysi 

Wegner möchte als fraktionslose Abge-
ordnete im Landtag bleiben FOTO: DPA 

Von Oliver Schirg

HAMBURG – Die Stimmung in der
Hamburger SPD-Zentrale ist ge-
drückt. Wie seit Monaten versam-
meln sich zu Beginn jeder Woche
Spitzenkandidat Michael Naumann
und seine Wahlkämpfer zur Strate-
giesitzung. Letzte Absprachen sind
zu treffen, die vergangenen Tage
auszuwerten, und es geht darum,
sich Mut zu machen. An diesem
Morgen aber ist Mut machen ganz
besonders notwendig.

Gerade mal zwölf Stunden sind
vergangen, seit Naumann der Mo-
ment ereilt, den man nicht einmal
seinem ärgsten Gegner wünscht. Es
ist kurz vor Schluss des NDR-Fern-
sehduells mit CDU-Bürgermeister
Ole von Beust. Die beiden Bürger-
meisterkandidaten dürfen sich mit
einem Schlusswort direkt an die Zu-
schauer wenden, da passiert es:
Naumann erleidet einen Blackout.
Beim Thema Bildung gerät der Her-
ausforderer ins Stottern, verhaspelt
sich und verliert über mehrere Sät-
ze hinweg den Faden. Zwischen-
durch äußert er zwar noch ein er-
schrockenes „Oh Gott“, doch zu ret-
ten ist da schon nichts mehr.

An diesem trüben Februarmon-
tag ist Seelenmassage angesagt, und
Naumanns Gefährten wissen das.
Zu sehr hat dieser Lapsus den eins-
tigen Herausgeber der Wochenzei-
tung „Die Zeit“, der viel auf seine
Redegewandtheit hält, getroffen. Zu
groß ist seine Sorge, nur eine Wo-
che vor der Bürgerschaftswahl alles
versemmelt zu haben. Als er gebe-
ten wird, auf einer Wahlveranstal-
tung am Abend nicht länger als
20 Minuten zu sprechen, meint
Naumann resigniert, vielleicht soll-
te er überhaupt nicht mehr reden.

Später dann, am Mittag, die Bun-
des-SPD hat extra wegen der Ham-
burg-Wahl ihre Präsidiumssitzung
in die Hansestadt verlegt, hat sich
der 66-Jährige erholt und präsen-
tiert sich den Medien gegenüber ge-
fasster. „Ich bin kein Schauspieler,
sondern auch nur ein Mensch“, sagt
er, als er nach dem Aussetzer ge-
fragt wird. Das klingt ehrlich, macht
sympathisch und lässt die Strategen
der SPD hoffen, dass Hopfen und
Malz noch nicht verloren sind.

Denn eigentlich lief der Wahl-
kampf der Sozialdemokraten bis-
lang so schlecht nicht. Als Nau-
mann Ende März vergangenen Jah-

res zum Spitzenkandidaten gewählt
wird – Hamburgs SPD hatte sich zu-
vor wochenlang intern gestritten –
ist der einstige Kulturstaatsminister
der rot-grünen Bundesregierung
unter Gerhard Schröder nur weni-
gen in der Stadt bekannt. Heute, der
66-Jährige war monatelang in den
Stadtteilen unterwegs, liegt sein Be-
kanntheitsgrad bei 91 Prozent.

Zugleich hat die SPD in Umfra-
gen aufgeholt. Noch vor Jahresfrist
schaffte sie es nur mit Mühe über
die 30-Prozent-Marke. Inzwischen
sagen ihr einige Institute mehr als

35 Prozent voraus. Da die seit vier
Jahren mit absoluter Mehrheit re-
gierende CDU weit von ihren sei-
nerzeit erreichten 47,2 Prozent ent-
fernt ist, könnte es am Sonntag en-
ger werden als zunächst erwartet.
Manch ein Genosse träumt gar da-
von, die SPD könnte wieder die
stärkste Fraktion in der Hamburgi-
schen Bürgerschaft stellen.

Naumann hat an dieser Entwick-
lung keinen geringen Anteil. Durch
seinen Fleiß brachte er jene Kritiker
zum Verstummen, die ihm vorwar-
fen, er meine es mit seiner Kandida-

tur nicht ernst. Auch der Vorhalt, er
sei ein Schöngeist, der zwar die
Welt kenne, aber nichts von Prob-
lemen der einfachen Menschen
wisse, zieht nicht mehr. Jene, die
Naumann im persönlichen Ge-
spräch erleben, beschreiben ihn als
aufmerksamen Zuhörer mit Gespür
für die Sorgen der Menschen.

Zudem folgte der 66-Jährige, dem
die großbürgerliche Attitüde nichts
Fremdes ist, dem Linksschwenk sei-
ner Partei recht flexibel und ohne
ernsthaften Widerstand. So sprach
sich Naumann in ersten Interviews
nach seiner Nominierung noch für
Studiengebühren aus. Heute gehört
er zu ihren schärfsten Kritikern und
will die im vergangenen Jahr vom
CDU-Senat eingeführte Abgabe im
Falle eines Wahlerfolgs wieder ab-
schaffen. Auch sein Bekenntnis zu
den von der Schröder-Regierung
beschlossenen Arbeitsmarktrefor-
men fällt inzwischen zurückhalten-
der aus als noch vor Monaten.

Im Wahlkampf setzte Naumann
folgerichtig auf die „soziale Karte“.
Dabei zeichnete er das Bild einer
gespaltenen Stadt, sprach von „Sup-
penküchen“, die ihn an die Weima-
rer Republik und von mit Stachel-

draht gesicherten Kindergärten, die
ihn an den Gazastreifen erinnerten.
Dass die Zahl der Arbeitslosen
deutlich gesunken ist, selbst Lang-
zeitarbeitslose wieder Jobs finden,
Hamburg zudem überdurchschnitt-
lich von der Konjunktur profitiert,
nimmt der SPD-Kandidat allenfalls
beiläufig zur Kenntnis.

Mit dem Bedienen des sozialen
Themas und seinen Wahlverspre-
chen, die Gebühren für die Kinder-
betreuung, für Büchergeld und für
das Studium abzuschaffen, gelang
es Naumann, die eigenen Reihen zu
schließen. Die Stimmung auf den
Wahlveranstaltungen sei so gut wie
sei Jahren nicht, heißt es in der SPD.

Allerdings profitiert von der Dra-
matisierung der sozialen Probleme
auch die Linke. Ihr werden inzwi-
schen neun Prozent vorausgesagt,
sodass es am Ende für die Wieder-
auflage eines rot-grünen Bündnis-
ses kaum reichen dürfte. An eine of-
fensive Auseinandersetzung mit
der Linken denkt Naumann aller-
dings nicht. Er habe dazu nur einen
Satz zu sagen, beschied er am Mon-
tag den Journalisten: Wer die Linke
wähle, sorge dafür, dass Ole von
Beust im Amt bleibe. 

Der Blackout des Bürgermeisterkandidaten
Wie SPD-Herausforderer Michael Naumann im TV-Duell mit Hamburgs Bürgermeister Ole von Beust patzte

Da war die Welt für SPD-Spitzenkandidat Michael Naumann (r.) noch in Ordnung: Vor
dem TV-Duell stellte er sich mit Bürgermeister Ole von Beust den Fotografen FOTO: AP

Baden-Württembergs Ex-Ministerpräsident Erwin Teufel (CDU) kehrt nach fünf Semestern Philosophie
dem Hörsaal den Rücken. Das bestätigte der 68-Jährige. „Ich breche nicht ab, denn ich habe immer gesagt,
dass ich keinen Abschluss anstrebe“, sagte er. Ein wesentlicher Grund für die Aufgabe seines Studiums sei
seine Berufung in den Deutschen Ethikrat. Ein öffentliches Resümee seiner Studienzeit an der Hochschule
der Jesuiten in München will Teufel nicht ziehen. Er war 2005 als Ministerpräsident zurückgetreten. DW

Deutschlands prominentester Studienabbrecher
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BERLIN – Die Wissenschaftsgesell-
schaft der Naturforscher Leopoldi-
na in Halle wird künftig Deutsch-
lands Nationale Akademie sein. Die
Wissenschaftsminister von Bund
und Ländern verständigten sich
gestern in Berlin einstimmig über
den entsprechenden Vorstoß von
Bundesforschungsministerin An-
nette Schavan (CDU). Die Leopol-
dina ist die älteste wissenschaft-
liche Akademie Europas. Sie soll als
Nationale Akademie die Politik be-
raten und auch als „Stimme der
deutschen Wissenschaft“ im Aus-
land auftreten.

Mit der Entscheidung wird ein
mehr als zehnjähriger Streit um die
Errichtung einer deutschen Natio-
nalakademie beendet. Schavan sag-
te: „Ich freue mich, dass es nach
langer Zeit gelungen ist, auch in
Deutschland eine Nationale Aka-
demie einzurichten. Politik und
Wissenschaft müssen einen konti-
nuierlichen Dialog führen.“ Der
Wissenschaftsminister von Sach-
sen-Anhalt, Jan-Hendrik Olbertz

(parteilos), sagte, die neue Natio-
nale Akademie werde vor allem bei
Zukunftsfragen „die erste Adresse
sein“.

Die Nationale Akademie soll mit
der Deutschen Akademie der Tech-
nikwissenschaften Acatech und der
Berlin-Brandenburgischen Akade-
mie der Wissenschaften eng zusam-
menarbeiten. Dazu wird ein Koor-
dinierungsgremium gebildet.

Die Deutsche Akademie der
Naturforscher Leopoldina ist die äl-
teste naturwissenschaftlich-medi-
zinische Gelehrtengesellschaft in
Deutschland. Sie wurde 1652 in
Schweinfurt von vier Ärzten ge-
gründet. Ihren Namen erhielt die
Naturforscher-Akademie, als Kaiser
Leopold I. sie 1687 zur Reichsakade-
mie erhob.

Die international anerkannte Ins-
titution hat ihren Sitz seit 1878 in
Halle (Saale). Ihr gehören derzeit
rund 1250 Mitglieder aus mehr als
30 Ländern an, darunter zahlreiche
Nobelpreisträger. Zu Mitgliedern
werden hervorragende Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftler
aus der ganzen Welt gewählt. Seit
1991 hat die Leopoldina den privat-
rechtlichen Status einer eingetrage-
nen Vereinigung.

In Berlin fand gestern überdies
die konstituierende Sitzung der
neuen Gemeinsamen Wissen-
schaftskonferenz (GWK) statt. Sie
ist die Nachfolgerin der Bund-Län-
der-Kommission für Bildungspla-
nung und Forschungsförderung
(BLK). Bund und Länder wollen
sich in dem Gremium künftig bei
überregionalen Fragen der For-
schungspolitik abstimmen. Zu den
aktuellen GWK-Aufgaben gehört
auch die Aufwertung der Leo-
poldina in Halle zur Deutschen
Nationalakademie. Zudem werden
in der Wissenschaftskonferenz 
die Haushalte der deutschen
Forschungsorganisationen, Neu-
gründungen überregionaler For-
schungseinrichtungen oder der
Aufbau eines nationalen Stipen-
diensystems für besonders begab-
te Studierende verhandelt. dpa

Deutschland gründet Nationalakademie
Leopoldina in Halle soll „Stimme der Wissenschaft“ werden

WIESBADEN – Schulkinder mit aus-
ländischem Pass schaffen es in
Deutschland nur sehr selten aufs
Gymnasium: Im Schuljahr 2006/07
lag der Ausländeranteil an Gymna-
sien bei gerade mal 4,3 Prozent.
Nach neuesten Erkenntnissen des
Statistischen Bundesamtes betrug
die Quote ausländischer Kinder an
Hauptschulen dagegen 19,2 Prozent,
an Realschulen 7,7 Prozent und an
integrierten Gesamtschulen 13,8
Prozent. Insgesamt waren rund 9,6
Prozent der Schüler an allgemein-
bildenden Schulen Ausländer.

Ihr Anteil blieb in den vergange-
nen zehn Jahren annähernd kons-
tant, wie die Statistiker mitteilten.
Die absolute Zahl ausländischer
Schüler an deutschen Schulen lag
im vergangenen Schuljahr bei rund
897 700.

Von den Absolventen allgemein-
bildender Schulen besaßen rund

86 800 und damit neun Prozent ei-
nen ausländischen Pass. Auch hier
sinkt der Ausländeranteil mit stei-
gendem Bildungsniveau: Während
19,2 Prozent der Abgänger ohne Ab-
schluss einen ausländischen Pass
besaßen, waren es bei den Absol-
venten mit Hochschulzugangsbe-
rechtigung lediglich 3,6 Prozent.

An den deutschen Hochschulen
waren im Wintersemester 2006/07
246 400 Studierende mit ausländi-
scher Nationalität immatrikuliert.
Davon hatten allerdings nur 58 000
ihre Hochschulzugangsberechti-
gung in Deutschland erworben.
Stark zugenommen hat dagegen die
Zahl ausländischer Studierender,
die ihre Hochschulzugangsberech-
tigung außerhalb Deutschlands er-
worben haben (188 400). Ihr Anteil
an der Gesamtzahl der Studenten
wuchs in den vergangenen Jahren
auf 9,5 Prozent. AP

Ausländische Kinder schaffen
meistens nur die Hauptschule

BERLIN – Die Türkei hat am traditi-
onellen Jahresempfang der Kanz-
lerin für das diplomatische Korps
am Montag in Berlin nicht teilge-
nommen. Der Botschafter Ankaras
habe abgesagt und auch keinen
Vertreter geschickt, hieß es im
Kanzleramt. Zuvor hatte Merkel
erklärt, dass sie die Irritationen
über den Auftritt des türkischen
Ministerpräsidenten Recep Tayyip
Erdogan vor einer Woche in Köln
für ausgeräumt halte.

Sie wies darauf hin, dass sich die
Debatte über die deutsche Integra-
tionspolitik an dem „sehr harten
Satz“ Erdogans entzündet habe, As-
similation sei ein Vergehen gegen
die Menschlichkeit. „Das insinuiert
ja, dass so etwas jetzt gerade hier in
Deutschland passiert“, sagte die
Kanzlerin. „Das haben wir jetzt
aber klargestellt, dass das nicht der
Fall ist“, fügte sie hinzu. AP

Türkei nicht beim
Jahresempfang der
Kanzlerin vertreten


